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Drucksache V/3587 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Dezember 1968 

III/l —68070 — 6180/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr, 120/67/EWG im Hinblick auf die Bereitstellung von 
Getreide für die Nahrungsmittelhilfe. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Not 
vember 1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Hegex, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG im Hinblick 
auf die Bereitstellung von Getreide für die Nahrungsmittelhilfe 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Internationale Getreide-Übereinkommen von 
1967, zu dessen Unterzeichnern die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft gehört, kam nach der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 
über die gemeinsame Marktorganisation für Ge- 
treide zustande. 

Die genannte Verordnung sowie die späteren 
Durchführungsverordnungen enthalten nicht die zur 
Abwicklung der Nahrungsmittelhilfe notwendigen 
Vorschriften. Es müssen daher geeignete Maßnah- 
men für die Bereitstellung von Getreide und Mehl 
zu diesem Zweck getroffen werden. 

Es ist angebracht, eine Bestimmung vorzusehen, 
wonach die für die Nahrungsmittelhilfe bestimmten 
Erzeugnisse dem Gemeinschaftsmarkt zu entnehmen 
sind; diese Erzeugnisse können entweder auf diesem 
Markt gekauft oder aus den Getreidebeständen der 
Interventionsstellen zur Verfügung gestellt bzw. aus 
diesem Getreide hergestellt werden; diese Bereit- 


b Vgl. Amtsblatt der Europäischen , Gemeinschaften 
Nr. 117 vom 19. Juni 1967, S. 2269 


Stellung hat in gemeinschaftlichem Rahmen zu erfol- 
gen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel! 

In die Verordnung Nr. 120/67/EWG wird folgender 
Artikel 22 a) aufgenommen: 

„Artikel 22 a) 

1. Die Erfüllung der Verpflichtungen aus dem 
Abkommen über die Nahrungsmittelhilfe wird durch 
den Kauf von Getreide oder Mehl auf dem Binnen- 
markt der Gemeinschaft oder durch die Verwendung 
von Getreide aus den Beständen der Interventions- 
stellen sichergestellt. 

2. Die Kriterien, nach denen der Kauf auf dem 
Binnenmarkt getätigt oder die Verwendung von 
Getreide aus den Beständen der Interventionsstellen 
beschlossen wird, werden vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission nach dem Ab stimmungs verfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages festgelegt. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 26 
festgelegt.“ 

A r t i k e 1 2 

Diese Verordnung tritt am 3. Tag nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften ln Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Zu den Erörterungen im Ausschuß der Ständigen 
Vertreter über das Nahrungsmittelhilfeprogramm 
hat die Kommission dem Rat am 4. November 1968 
eine Mitteilung über die Einzelheiten der Bereit- 
stellung von Getreide auf dem Markt der Gemein- 
schaft zu Zwecken der Nahrungsmittelhilfe zuge- 
sandt [Dok. R/ 192 1/68 (Corner 390) Agri 665]. 

Dieses Dokument wurde vom Ausschuß der Ständi- 
gen Vertreter mehrmals geprüft. 

Während der Erörterungen haben die Vertreter der 
Kommission die Notwendigkeit hervorgehoben 
zwecks Bereitstellung von Getreide, das zur Erfül- 
lung der mit dem Abkommen über die Nahrungs- 
mittelhilfe übernommenen Verpflichtungen bestimmt 
ist, in die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Getreide mehrere zusätzliche Vor- 
schriften aufzunehmen. 

Da diese Verordnung vor Abschluß des auf der In- 
ternationalen Weizenkonferenz in Rom am 18. Au- 
gust 1967 Unterzeichneten Internationalen Getreide- 
übereinkommens von 1967 ergangen war, enthält sie 
keine Bestimmungen über die Nahrungsmittelhilfe. 

Auf seiner Tagung am 19. November 1968 hat der 
Ausschuß der Ständigen Vertreter die Kommission 
gebeten, dem Rat neben einem Verordnungsvor- 
schlag zur Änderung der genannten Verordnung 
einen Vorschlag einer Verordnung des Rates über 
die Kriterien der Bereitstellung von Getreide für die 
Nahrungsmittelhilfe zu unterbreiten. 

Der Entwurf der Verordnung über die Kriterien der 
Bereitstellung von Getreide für die Nahrungsmittel- 
hilfe übernimmt im wesentlichen die Punkte der 
Mitteilung vom 4, November 1968. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 
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